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Der Witwe eines nach zurückgelegter Dienſtzeit von 5 Jahren nach mehr- 
monatlicher Krankheit verſtorbenen Beamten gebührt in Gemäßheit der 88 5 
und 2 des Gef. v. 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, die der Rangsclafſe 
entſprechende Witwenpenſion, da die durch die Krankheit herbeigeführte Dienſt⸗ 
unfähigkeit des Gatten mit Rückſicht auf den Verlauf ſeiner Krankheit und 
ſein Ableben nicht in Zweifel gezogen werden kann. Es iſt daher in einem 
ſolchen Falle nicht erforderlich, daß die Dienſtunfähigkeit noch bei Lebzeiten 
conſtatirt wurde. 

Zur Gewerbsmäßigkeit nach § 343 St. ©. wird die Abſicht erfordert, durch 
Wiederholung der ärztlichen Verrichtungen ſich eine — wenn auch nicht 
regelmäßig oder dauernd fließende — Einkommensquelle zu ſchaffen. 


Notiz. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Zur Frage über die zwangsweiſe Durchführung 
behürdlicher Gutſcheidungen gegen Gemeinden.“ 


Der in der Nummer 33 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift unter 
der gleichen Aufſchrift erſchienene Aufſatz behandelt, anſchließend an die 
in der Nummer 29 enthaltene Abhandlung, die Frage, ob zum Zwecke 
der Durchführung einer behördlichen Eutſcheidung, durch welche eine 
Gemeinde zu einer Leiſtung ſpeciell zur Erbauung einer Waſſer— 
leitung — verpflichtet wurde, ein zwangsweiſes Eingreifen der poli⸗ 
tiſchen Behörde dann zufäffig iſt, wenn der Gemeindeausſchuß zwar 
beſchließt, dem behördlichen Auftrage nachzukommen, die erforderlichen 
Geldmittel zu beſchafſen, zu dieſem Zwecke eine Verſammlung der Ur 
wähler einzuberufen und die Zuſtimmung der höheren autonomen Organe 
einzuholen, wenn jedoch die Urwähler, beziehungsweiſe die autonomen 
Organe dieſe Zuſtimmung verweigern. 

Es wird hiebei ausgeführt, daß in einem ſolchen Falle von einer 
Unterlaſſung oder Weigerung des Gemeindeausſchuſſes nicht die Rede 
ſein könne, und daß daher ein zwangsweiſes Eingreifen der politiſchen 
Behörde nach § 92 der Gemeinde-Ordnung ausgeſchloſſen ſei. 

Nachdem in dem Aufſatze in Nr. 29 dieſer Zeitſchrift die Gründe 
für die gegentheilige Anſchauung bereits eingehend beſprochen wurden, 
fo ſoll ſich hier darauf beſchränkt werden, die für obige Auffaſſung in 
Nummer 33 angeführten Argumente zu widerlegen. 

Zunächſt muß beſtritten werden, daß eine Unterlaſſung die Mög⸗ 
lichkeit vorausſetzt, ſeinen Willen auszuführen. Etwas zu thun unter— 
laſſen heißt etwas nicht thun. Eine weitere Bedeutung kommt dem 
Worte „unterlaſſen“ nicht zu. Schon die gebräuchliche und auch logiſch 
richtige Redensart „ich bin gezwungen, etwas zu unterlaſſen“ deutet 


Die Citate aus der Gemeinde Ordnung und dem Bezirksvertretungs⸗ 
Geſetze beziehen ſich auf die betreffenden Geſetze für Steiermark. 


| darauf hin, daß es eine Unterlaſſung auch dann gibt, wenn die Mög- 
lichkeit der betreffenden Handlung fehlt. Und thatſächlich kommt es im 
täglichen Leben nur zu häufig vor, daß jemand aus dem Grunde etwas 
zu thun unterläßt, weil ihm die Möglichkeit fehlt, es zu thun. 

Wenn beiſpielsweiſe ein Gemeindearmer ſich nur deshalb keine 
eigene Wohnung mietet, weil er den Mietzins nicht beſtreiten kann, 
ſo muß zugegeben werden, daß demſelben, und zwar aus Gründen, auf 
welche ihm kein Einfluß zuſteht, die Möglichkeit fehlt, ſeinen Willen 
auszuführen; daß er es aber „unterläßt“, eine eigene Wohnung zu 
mieten, wird wohl niemand beſtreiten. 

Ganz analog liegt der Fall beim Gemeindeausſchuſſe: Auch diefer 
unterläßt es, und zwar aus Gründen, auf welche ihm kein Einfluß 
zuſteht, die der Gemeinde geſetzlich obliegende Leiſtung oder Verpflichtung 
zu erfüllen. 

Ganz richtig dagegen iſt die Bemerkung, daß dem Gemeinde⸗ 
ausſchuſſe die Schuld an dieſer Unterlaſſung nicht beigemeſſen, be⸗ 
ziehungsweiſe daß er dafür nicht verantwortlich gemacht werden kann. 
Die Beſtimmung des § 92 Gemeinde-Ordnung iſt aber auch durchaus 
keine Strafbeſtimmung wie etwa jene des § 87; es liegt gar nicht in 
der Intention der erſtbezogenen Geſetzesſtelle, den Ausſchuß verantwort⸗ 
lich zu machen, ſondern es wird lediglich feſtgeſtellt, was im Falle der 
Weigerung oder Unterlaſſung des Gemeindeausſchuſſes zu geſchehen hat, 
um den Staatswillen durchzuſetzen. Daher kann auch der Satz „ultra 
posse nemo tenetur“ in dieſem Falle nicht angewandt werden, da es 
ſich nicht darum handelt, den Gemeindeausſchuß zu irgend einer Leiſtung 
und dergleichen zu „verhalten“. 

Hier ſei endlich noch beſonders hervorgehoben, daß der § 92 der 
Gemeinde-Orduung lautet: „Wenn der Gemeindeausſchuß es unterläßt 
oder verweigert, die der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen 
oder Verpflichtungen zu erfüllen . .. „Es ift alſo von den der 
Gemeinde und nicht von den dem Gemeindeausſchuſſe ob— 
liegenden Verpflichtungen die Rede. 

Der letzte Abſatz des beſprochenen Aufſatzes gelangt zu der Schluß— 
folgerung: Wenn der Gemeindeausſchuß die Vorſchrift der SS 75 und 
76 Gemeinde-Ordnung beſolgt, die Urwähler aber die Zuſtimmung ver- 
weigern, ſo droht das zwangsweiſe Eingreifen der politiſchen Behörde 
nach § 92 Gemeinde-Orduung; handelt der Gemeindeausſchuß gegen 
die Beſtimmungen der SS 75 und 76, fo droht Siſtirung des bezüg 
lichen Beſchluſſes nach S 90 Gemeinde-Ordnung. 

Dieſe Conſequenz iſt gewiß logiſch richtig, aber auch weder vom 
ſtaatsrechtlichen noch vom rein menſchlichen Standpunkte erſchreckend. 

Denn die Staatsgewalt haftet für eine geordnete Verwaltung; 
Vorbedingungen hiefür ſind in erſter Linie die Beobachtung der Geſetze 
und die Durchführung rechtskräftiger behördlicher Entſcheidungen, durch 
welche die Geſetze eben auf concrete Fälle angewandt werden. Steht 
eine dieſer Vorbedingungen in Frage, dann muß die Staatsgewalt 
eingreifen. 

Dieſe Vorausſetzung trifft ſowohl in dem Falle zu, wenn der 
Gemeindeausſchuß die Beſtimmungen der SS 75 und 76 Gemeinde 
Ordnung außeracht läßt Nichtbefolgung des Gefeges), als auch in 


dem Falle, wenn die Durchführung einer behördlichen Entſcheidung durch 
die mangelnde Zuſtinnnung der Urwähler unmöglich gemacht werden ſoll. 

Auch von einem vorzeitigen Ende der Thaͤtigkeit des Gemeinde— 
ausſchuſſes kaun nicht die Rede fein. Wenn der Gemeindeausſchuß alle 
erforderlichen Beſchlüſſe gefaßt hat und durch den Mangel der Zu: 
ſtimmung der Urwähler an der Durchführung einer behördlichen Ent— 
ſcheidung gehindert wird, ſo iſt in dieſer Angelegenheit eine weitere 
Thätigkeit des Gemeindeausſchuſſes überhaupt ausgeſchloſſen. Dieſer 
Thätigkeit wird nicht durch das Einſchreiten der politiſchen Behörde ein 
Ende bereitet, ſondern ſie hört von ſelbſt auf, weil dem Gemeinde— 
ausſchuſſe eben nichts mehr zu thun übrig bleibt. 

Die weitere Frage, ob die politiſche Behörde im Falle ihres 
zwangsweiſen Eingreifens au die Vorſchriften des 5. Hauptſtückes der 
Gemeinde⸗Ordnung, ſowie an die Beſtimmung des $ 57, 6 des Bezirks— 
vertretungs-Geſetzes gebunden iſt, wird in dem Aufſatze in Nr. 33 im 
Gegenſatze zu der in Nr. 29 vertretenen Auſchauung bejaht. 

Zur Begründung dieſer Anſchauung wird auf die Intention der 
betreffenden Geſetzesſtellen hiugewieſen, welche dahin geht, eine geregelte 
und geſunde Verwaltung des Gemeindevermögens und Gemeindehaus— 
haltes zu ſichern. 

Dieſe Intention liegt unzweifelhaft vor; derſelben dürfte einerſeits 
der Gedanke zugrunde liegen, daß die Verwaltung des Gemeinde— 
hausbaltes einer gewählten Körperſchaſt anvertraut iſt, die (bei den 
Zufälligkeiten, welchen Wahlen immer unterworfen ſind) möglicherweiſe 
nicht den Willen oder die Eignung beſitzt, dieſe Verwaltung entſprechend 
durchzuführen. Anderſeits wollte man den Gemeindewählern in wichtigeren 
Angelegenheiten einen Einfluß auf die Verwaltung des Gemeindever— 
mögens einräumen. 

Was nun den erſten Grund betrifft, ſo hat derſelbe ſeine Be— 
rechtigung verloren, ſobald ſtaatliche Organe ſtatt der gewählten Gemeinde⸗ 
vertreter eingreifen. Die Rückſichtnahme auf die Gemeindewähler aber 
fällt aus dem Grunde weg, weil ſie in der Urwählerverſammlung 
ohnehin um ihre Meinung befragt wurden; und eben der Umſtand, 
daß dieſelben ihre Meinung nicht mit dem Staatswillen (der rechts- 
kräftigen behördlichen Entſcheidung) in Einklang zu bringen wußten, iſt 
der Grund für das Eingreifen der ſtaatlichen Organe. 

Als nicht unweſentlich muß weiters bei der Löſung der beſprochenen 
Frage der Umſtand ins Auge gefaßt werden, daß es ſich nicht um eine 
willkürliche Verfügung über das Gemeindevermögen, ſondern um eine 
durch die behördliche Eutſcheidung ſchon ziemlich engbegrenzte Thätigkeit 
in einem concreten Falle handelt, weshalb eine beſondere Obſorge für 
die Erhaltung und Verwaltung des Gemeindevermögens nicht noth⸗ 
wendig erſcheint. 

Schließlich muß noch bemerkt werden, daß die im Aufſatze Nr. 29 
geäußerte Anſchauung mit dem Wortlaute der in Betracht kommenden 
Geſetzesſtellen keineswegs im Widerſpruche ſteht, wie dies in dem be— 
zogenen Aufſatze nachgewieſen iſt; es kann daher auch von einem Con— 
flicte zweier ſtaatlicher Willensäußerungen (wie er im vorletzten Abſatze 
der in Nr. 33 erſchienenen Abhandlung angedeutet ift) nicht wohl die 
Rede ſein. 

Nach dem Geſagten muß die im erſten Aufſatze (Nr. 29) dar- 
gelegte Anſchauung ihrem vollen Inhalte nach aufrecht erhalten werden. 

Dr. Friedrich Wilkens. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Der Witwe eines nach zurückgelegter Dienſtzeit von 5 Jahren nach 
mehrmonatlicher Krankheit verſtorbenen Beamten gebührt in Ge⸗ 
mäßheit der 88 5 und 2 des Gef. v. 14. Mai 1896, N. G. Bl. Nr. 74, 
die der Rangselaſſe entſprechende Witwenpenſion, da die durch die 
Krankheit herbeigeführte Dienſtunfähigkeit des Gatten mit Rückſicht 
auf den Verlauf ſeiner Krankheit und ſein Ableben nicht in Zweifel 
gezogen werden kann. Es iſt daher in einem ſolchen Falle nicht 
erforderlich, daß die Dienſtunfähigkeit noch bei Lebzeiten conſtatirt 
wurde. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 23. April 1898 gepflo⸗ 
genen öffentlichen Verhandlung über die Klage der Julia Wiyczuk, k. k. 
Poſtaſſiſtentenswitwe, durch Dr. Eduard Reiß, de praes. 14. März 
1898, 3. 68 R. G., gegen die k. k. Regierung, wegen Zahlung einer 
Witwenpenſion von 400 fl. jährlich und von Erziehungsbeiträgen im 
jährlichen Betrage von 240 fl. ſ. N. G. zu Recht erkannt: 


164 — 


Die Regierung der im Reichsrathe vertreteuen Königreiche und 
Länder iſt ſchuldig, den Anſpruch der Klägerin Julia Wiyczuk auf die 
Witwenpenſion im Betrage von 400 fl. jährlich und auf Erziehunge- 
beiträge in der Höhe von 80 fl. jährlich für jedes ihrer drei Kinder, 
Irma, Roman und Stefan Wiycezuk anzuerkennen und ihr bei ſonſtiger 
Execution die ſeit 1. September 1897 bis zum heutigen Tage ver- 
fallenen Raten mit 5 Procent Zinſen ſeit dem Klagsbehändigungstage, 
d. i. dem 16. März 1898, binnen 14 Tagen, die künftigen Raten aber am 
zweiten eines jeden Monates, und zwar die Erziehungsbeiträge bis zur 
Erreichung des Normalalters oder bis zur früheren Verſorgung jedes 
der vorgenannten Kinder — abzüglich der etwa bereits erhaltenen Ab- 
fertigungsbeträge — zahlbar anzuweiſen, und ſchuldig, der Klägerin die 
Proceßkoſten im Betrage von 50 fl. binnen 14 Tagen zu erſetzen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: Baſil Wiyezuk, Ki 
Poſtaſſiſtent in Radautz, hat eine behördlich als anrechenbar anerfannte 
Dienſtzeit von 6 Jahren 6 Monaten und 26 Tagen als k. k. Staats⸗ 
beamter zurückgelegt und iſt infolge einer durch mehrere Monate — 
Mai bis Auguſt. 1897 währenden Krankheit am 23. Auguſt 1897 
geſtorben, und zwar mit Hinterlaſſung einer Witwe und dreier 
unmimdiger Kinder. Dem Anſuchen der Witwe — der Klägerin um 
Flüſſigmachung der Witwenpenſion wurde von der k. k. Poſtdirection in 
Czernowitz im Einvernehmen mit der dortigen k. k. Fiuanzdirection laut 
des Erlaſſes vom 11. October 1897, 3. 17.663, und — über Necurs 
der Witwe — vom k. k. Handelsminiſterium im Einvernehmen mit dem 
k. k. Finauzminiſterium gemäß Erlaſſes vom 24. Jänner 1898, 
3. 70.267 ai 1897, keine Folge gegeben. Die Minijterial-Entfcheidung 
wird damit begründet, „daß nicht ämtlich conſtatirt iſt, daß der ver— 
ſtorbene Ehegatte der Klägerin inſolge einer Krankheit dienſtunfähig 
geworden ſei, d. h. ſich in einem Zuſtande befunden habe, welcher ihm, 
wenn auch feine Krankheit keinen letalen Verlauf genommen hätte, die 
Aufnahme feiner Dienſtesverrichtungen nicht mehr gejta'tet haben 
würde“. Dieſe Auslegung des Geſetzes vom 14. Mai 189% N. G. Bl. 
Nr. 74, iſt eine den wirklichen Geſetzesinhalt einfchränfende und darum 
unrichtige. Denn nach § 5 des citirten Geſetzes iſt der Peuſionsanſpruch 
einer Witwe nur davon abhängig, ob ihr verſtorbener Gatte nach den 
88 1 und 2 anſpruchsberechtigt war. Das Geſetz fordert alſo weder, 
daß dieſe Anſpruchsberechtigung ſchon vor ſeinem Tode couſtatirt oder 
gar autlich conſtatirt worden ſei, noch auch, daß der verſtorbene Gatte 
bereits formell in den Ruheſtand verſetzt worden und ſomit ſchon im 
Genuſſe einer Peuſion geſtanden ſei, daß alſo ſein Anſpruch auf Penſion 
auch ſchon beſriedigt worden ſei. Da das Geſetz weder eine Friſt für 
den Beweis, noch eine Vorſchrift über die Beweismittel enthält, ſo iſt 
es genügend, wenn — ſei es auch nach ſeinem Tode — erwieſen wird, 
daß der Verſtorbene thatſächlich anſpruchsberechtigt geweſen ſei. Für die 
Beantwortung dieſer Frage kann im vorliegenden Falle, da der Gatte 
der Klägerin noch nicht 10 anrechenbare Dienſtjahre zurückgelegt hatte, 
nur § 2 des citirten Geſetzes in Betracht kommen. Nach dieſem § 2 
iſt jeder Staatsbeamte anſpruchsberechtigt, „welcher inſolge Krankheit 
dienſtunfähig geworden iſt“. Von den 6 Momenten: a) Krankheit, 
b) Dienſtunfähigkeit, e) Cauſalnexus zwiſchen beiden, d) Beweis, 
e) behördliche Anerkennung alles deſſen und f) Uebernahme in den 
Ruheſtand, brauchen alſo nur die unter a, b und » angeführten vor— 
handen zu ſein, um den Anſpruch im Sinne des § 2 zu begründen. 
Darüber, daß Baſil Wiyczuk krank war, ſowie — was übrigens irrelevant 
iſt — daß er ſich die tödtliche Krankheit im Dienſte zugezogen hat, 
wird ſich auf das ärztliche Zeugniß des Dr. Bierer dato. Radautz, 
27. October 1897 berufen und überdies der Beweis durch die behan— 
delnden Aerzte als Zeugen angeboten. Belangend die Frage, ob der 
Gatte der Klägerin infolge dieſer Krankheit dienſtunfähig wurde, ſo 
iſt es nicht begreiflich, dies bei einer Krankheit mit letalem Ausgauge 
zu bezweifeln, und was geſchehen wäre, wenn die Krankheit keinen 
letalen Verlauf genommen hätte, iſt gegenüber der Thatſache des erfolgten 
Todes ebenſo gleichgiltig, als in einem anderen Falle, in weſchem ein 
Beamter infolge von Krankheit ohne zu ſterben, thatſächlich dienſtunfähig 
geworden iſt, die Frage, was geſchehen wäre, wenn die Krankheit keinen 
ſo ungünſtigen Verlauf genommen hätte. Einen beſſeren Beweis dafür, 
daß eine Krankheit jemanden thatſächlich dienſtunfähig gemacht hat, 
als der infolge dieſer Krankheit eingetretene Tod, kann man ſich wohl 
nicht denken. Daß bei dieſer, wie bei jeder letal verlaufenden Krankheit 
(von dem Falle eines Schlagflufſes vielleicht abgeſehen) dem Tode eine, 
ſei es auch nur kurze Zeit völliger Dienſtunſähigkeit voranging, iſt 
wohl klar. Damit aber erſcheint auch die Anſpruchsberechtigung vor 


dem Tode außer Zweifel geſtellt. Wenn man dagegen einwenden wollte, 
die gedachte, nur kurze Zeit vor dem Tode conſtatirbare Dienſtunfähig⸗ 
keit ſei keine dauernde geweſen und habe darum für den Gatten der 
Klägerin den Anſpruch auf Penſion nicht begründet, ſo dürfte man 
doch nicht vergefſen, daß einerſeits das Wort „dauernd“ im Geſetze 
vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 74, nicht vorkommt, daß dieſes 
Wort aber, inſoferne es nach den älteren Penſionsvorſchriften noch 
heranzuziehen wäre, doch keinen anderen Sinn haben kann, als daß 
der Betreffende Zeit ſeines Lebens nicht mehr fähig erſcheint zu dienen. 
Es wird ſonach das im Enunciate erſichtliche Begehren geſtellt. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde ſeitens des Vertreters 
des k. k. Handelsminiſteriums im weſentlichen Folgendes geltend gemacht: 
Nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mai 1896, R. G. Bl. 
Nr. 74, gebührt nicht etwa jeder Witwe eines Civilſtaatsbeamten, welcher 
nach Zurücklegung einer Dienſtzeit von fünf Jahren verſtorben iſt, die 
Witwenpenſion, ſondern nur einer ſolchen, deren Gatte wegen durch 
Krankheit herbeigeführter Dienſtunfähigkeit für ſich den Anſpruch auf 
Penſion erworben hat. Dieſer Standpunkt wurde ſeit Erlaſſung des 
eitirten Geſetzes in den vorgekommenen Fällen feſtgehalten und von 
dieſem Standrunkte aus erſcheint der vorliegend geltend gemachte 
Klagsanſpruch unbegründet, da die ämtliche Conſtatirung der Dienſt— 
unfähigkeit des Baſil Wiyczuk nicht erfolgte. j 

Seitens des Vertreters der Klägerin wird unter Feſthaltung au 
den Ausführungen der Klage das Zeugniß des behandelnden Arztes 
Dr. Bierer ddto. 3. April 1898 vorgelegt, aus welchem ſich die 
Dienſtunfähigkeit des Baſil Wiyezuf ergibt. 

Das k k. Reichsgericht erachtet das vorliegende Klagebegehren für 
begründet. 

Die Vorausſetzung des Penſionsanſpruches der Witwe eines Civil- 
ſtaatsbeamten iſt gemäß § 5 des Geſetzes vom 14. Mai 1896, 
R. G. Bl. Nr. 74, daß ihr Gatte nach den SS 1 und 2 dieſes Geſetzes 
penſionsanſpruchsberechtigt war. 

Da nun der verſtorbene Gatte der Klägerin, der am 23. Auguſt 
1897 nach mehrmonatlicher Krankheit verſtorbene k. k. Poſtaſſiſtent 
Baſil Wiyczuk, unbeftrittenermaßen eine anrechenbare Dienſtzeit von 
mehr als fünf Dienſtjahren, nämlich 6 Jahre 6 Monate und 26 Tage 
als Civilſtaatsbeamter zurückgelegt hatte, ſo gebührt ſeiner Witwe, der 
Klägerin, nach den vorcitirten SS 5 und 2 des Geſetzes vom 14. Mai 
1896 die der Rangsclaſſe eines k. k. Poſtaſſiſtenten entfprechende Witwen⸗ 
penfion, da die durch Krankheit herbeigeführte Dienſtunfähigkeit ihres 
Gatten mit Rückſicht auf den Verlauf der Krankheit und ſein Ableben 
nicht in Zweifel gezogen werden kann. 

Wollte man den Begriff der durch Krankheit herbeigeführten 
Dienſtunfähigkeit des Gatten bei Beantwortung der Frage über den 
Anſpruch der Witwe im Sinne der Erörterung des Vertreters des 
k. k. Handelsminiſteriums dahin interpretiren, daß dieſe Dienſtunſähig⸗ 
keit noch bei Lebzeiten des Gatten conſtatirt werden müſſe, ſo würde 
dieſe lediglich den Wortlaut des citirten § 2 berückſichtigende Auslegung 
zu logiſch unzuläfſigen Conſequenzen führen, welche ihrer Härte wegen 
vom Geſetzgeber unmöglich beabſichtigt ſein konnten. 

Aus dieſen Gründen und da mit Ausnahme des Mangels der 
amtlichen Conſtatirung der durch Krankheit herbeigeführten Dienit- 
unfähigkeit des Baſil Wiyczuk andere Einwendungen wider den geltend 
gemachten Penſionsanſpruch ſeiner Witwe nicht erhoben wurden, über— 
dies in den vorgelegten Adminiſtrativacten das pfarrämtliche Zeugniß 
vom 27. Auguſt 1897 über das friedliche und ungetrennte Eheleben 
erliegt, iſt dem auf Anweiſung der Witwenpenſion gerichteten Klage— 
begehren ſtattzugeben. 

Dasſelbe gilt im Grunde des § 8 des mehrcitirten Geſetzes von 
den Erziehungsbeiträgen für die aus den Aduiniſtrativacten erſichtlichen 
drei unmündigen, laut des Zeugniſſes des Vorſtehers der Stadt Radautz 
in der Verpflegung der Witwe ſtehenden Kinder. 

Was das Ausmaß dieſer Bezüge betrifft, fo entſpricht das Klage⸗ 
begehren den Beſtimmungen der SS 5 und 8 des Geſetzes vom 14. Mai 
1896, da Baſil Wiyczuk k. k. Poſtaſſiſtent in der XI. Rangsclaſſe war. 

Dem eben citirten § 8 gemäß iſt aber dem Zuſpruche der Er—⸗ 
ziehungsbeiträge die Einſchränkung betreffs allfälliger vor Erreichung 
des Normalalters eintretenden Verſorgung beizufügen. 

Ebenſo iſt auszuſprechen, daß von den nunmehr der Klägerin zu— 
erkannten Beträgen jener Betrag abzurechnen iſt, welchen die Klägerin 
etwa an Abfertigung bereits erhalten hat. 
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Die ohne beſtimmte Friſtangabe angeſprochenen 5 Procent Zinſen 
können, da ein ſchuldbarer Verzug gar nicht behauptet wurde, erſt vom 
Klagebehändigungstage zuerkannt werden. 

Die Folge des Obſiegens der Klägerin iſt endlich auch der Zu— 
ſpruch der zur Rechtsdurchſetzung nothwendigen Koſten. 


(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 23. April 1898, Z. 109.) 


Zur Gewerbsmäßigteit nach $343 St. G. wird die Abſicht erfordert, 

durch Wiederholung der ärztlichen Verrichtungen ſich eine — wenn 

auch nicht regelmäßig oder dauernd fließende — Einkommensquelle 
zu ſchaffen. 

Veraulaßt durch eine Nichigkeitsbeſchwerde der Generalprocuratur 
erkannte der Caſſationshof mit Pleuarentſcheidung vom 3. Mai 1898, 
3. 6100, zu Recht: Durch das Urtheil des Kreis- als Berufungsgerichtes 
in Suczawa vom 24. Auguſt 1897, 3. 4169, womit Joſef G. über 
Berufung des ſtaatsanwaltſchaftlichen Functionärs gegen das freiſprechende 
Urtheil des Bezirksgerichtes Gurahumora vom 22, Juni 1897, 3. 1402, 
der Uebertretung des §S 343 St. G. ſchuldig erkannt ward, wurde das 
Geſetz im § 343 St. G. verletzt; dieſes Urtheil wird aufgehoben und 
Joſef G. von der Anklage wegen Uebertretung des § 343 St. G. gemäß 
§ 259, Z. 3 St. P. O. freigeſprochen und nach § 390 St. P. O. vom 
Strafkoſtenerſatze losgezählt. 

Gründe: Dem Bezirksgerichte in Gurahumora kam die Anzeige 
zu, daß ſich Chaje F. aus Berkiſcheſtie im April 1897 vom Friſeur 
Joſef G. in Gurahumora einen ſchmerzenden Zahn ziehen ließ, wofür 
dieſer 1 fl. als Entlohnung empſieng. In der am 22. Juni 1897 vor⸗ 
genommenen Hauptverhandlung geſtand der Bevollmächtigte des nicht 
erſchienenen Angeklagten, daß letzterer der Chaje F. allerdings einen 
Zahn gezogen habe, er beſtritt jedoch die Entgeltlichkeit der Leiſtung. 
Chaje F., eidlich vernommen, ſagte aus, ſie habe ſich im October 1896 
nach fruchtloſem Aufſuchen von zwei Aerzten wegen des Zahnziehens au 
Joſef G. gewendet, dieſer aber habe ſich geweigert und nach vielem 
Bitten und Verwendung eines Dritten erſt dem Anliegen willfahrt, ſie 
hätte ſonſt mit dem kranken Zahn heimkehren müſſen. Eine Zahlung 
habe G. nicht angenommen, obgleich ihm Ehaje F. in einem ihr nicht 
erinnerlichen Betrage eine folche anbot. Daraufhin ſprach das Bezirks— 
gericht aus Rückſicht auf die Unentgeltlichkeit der nach $ 343 St. G. 
beanſtändeten Leiſtung den Augeklagten frei (Urtheil vom 22. Juni 1897, 
3.1402). Der ſtaatsanwaltſchaftliche Functionär ergriff das Rechts— 
mittel der Berufung. Das Kreis- als Berufungsgericht in Suczawa gab 
Folge; es hob mit Entſcheidung vom 24. Auguſt 1897, 3. 4169, das 
angefochtene Urtheil auf, erkannte den Joſef G. der Uebertretung des 
§ 343 St. G. ſchuldig und verhängte einmonatlichen ſtrengen Arreſt und 
Strafkoſtenerſatz wider ihn. Die kurze Begründung bemerkt, Joſef G. 
habe, indem er der Chaje F. einen Zahn zog, unberechtigt eine ärztliche 
Operation unternommen, welche „ohne Rückſichtnahme auf Entgelt als 
unbefugte Ausübung der Wundarzneikunſt angeſehen werden muß, für 
deren gewerbsmäßige Ausübung die vielfachen Vorbeſtrafungen wegen 
Uebertretung des § 343 St. G. ſprechen“. 

Dieſe Entſcheidung iſt jedoch geſetzlich nicht haltbar. Es wird zwar 
nicht zu bezweifeln ſein, daß das Ziehen von Zähnen, das mit ſehr 
ernſten Complicationen verbunden ſein kann, in den Bereich ärztlicher 
Praxis gehört, und daß ſich der Angeklagte ſeinem Berufe nach nicht 
befugt erachten durſte, es gewerbsmäßig zu betreiben. Selbſt conceſſionirten 
Zahntechnikern wird im $2 der Min. Vdg. vom 20. März 1892, N. G. Bl. 
Nr. 39, unterſagt, „auch bei vollkommen geſundem Zuſtande des Mundes 
irgend welche, die Beſchaffenheit der Gebilde desſelben verändernde Ein— 
griffe wie Abkneipen von Zahn- und Zahnwurzelſpitzen, Abfeilen, 
Reinigen und Conſerviren von Zähnen, Entfernung ſchadhafter Wur⸗ 
zeln u. ſ. w.) vorzunehmen“. Allein das im § 343 St. G. aufgeſtellte 
Merkmal der Gewerbsmäßigkeit ſetzt neben dem auf Wiederholung der 
ärztlichen Verrichtungen gerichteten Vorhaben auch die Abſicht voraus, 
durch dieſelben eine — wenn auch nicht regelmäßig oder dauernd 
fließende Einkommensquelle ſich zu ſchaffen. Hat alſo der Thäter 
(vielleicht zu Reclamezwecken) im einzelnen, ein Glied in der Kette von 
Wiederholungen darſtellenden Falle von einer Entlohnung abgeſehen, ſo 
muß doch die für den Begriff der Gewerbsmäßigkeit erforderliche Ten⸗ 
denz auch in dieſem einen Falle nachweisbar hervortreten. Als ihres 
Beleges eben nur der wegen gleicher ärztlicher Verrichtungen erfolgten 
Vorbeſtrafungen des Angeklagten zu gedenken, kann am wenigſten daun 
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genügen, wenn — wie vorliegend nach den Angaben der Chaje F. — 

die Wirkſamkeit eines anderen edleren Motivs keineswegs ausgeſchloſſen iſt. 
Es war daher unter Conſtatirung der erfolgten Geſetzesverletzung 

wie oben zu erkennen. (B. z. V. Bl. d. J. M. 


Notiz. 


(Verzeichniß der durch Medieinalverordnungen verbotenen 
Geheimmittel- und Arzneizubereitungen.) 

1. Hofkanzleidecret vom 15. September 1833, Z. 21.227. Verboten ſind: 
„Schneeberger Nießpulver, Schwediſches Elixir, Santa⸗Tosca⸗Pillen, Franz'ſche 
Lebenseſſenz, Augsburger Lebenseſſenz, Fiticinpillen, Blutreinigende Pillen, 
Jena'ſche Tropfen, Nürnberger Mundbalfam, Schofer'ſcher Balſam, Lebenseſſenz, 
Lebens⸗Eſſenzbalſam, Haas'ſche Pillen, Spyker Balſam, Frankfurter Pillen, 
Redlinger Pillen, Vergagni's antiſcorbutiſches Elixir, Schauer's Balſam, Kieſow⸗ 
ſche Lebenseſſenz, Bauer's Pflaſter, Gehörſtärkendes Oel, Engliſches Gichtpapier.“ 

2. Erlaß des k. k. Staatsminiſteriums vom 29. October 1865, Z. 20.069. 
Verbot der mediciniſchen Kräuter⸗Cigaretten von Dr. Löwy in Wien. 

ö 3. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 26. Februar 1870, 
3. 16.785, und vom 12. Jänner 1885, Z. 17.428. Verbot des Pagliano-Syrup. 

4. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 18. März 1882, 
3. 4244. Verbot des Geheimmittels „Karpathen⸗Kräuter⸗Elixir“ des B. Fuchs 
in Malabla. 

5. Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 25. April 1882, R. G. Bl. Nr. 46. Verbot der Einfuhr der „Honf⸗ 
Cigaretten“ oder „indiſcher Cigaretten“ der Firma Grimault & Co. in Paris. 

6. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 2. Juni 1885, Z. 8599. 
Verbot der Jäger'ſchen Anthropin-Pillen. 

7. Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern, des Handels und der 
Finanzen vom 7. April 1886 (R. G. Bl. Nr. 53). Verbot der Einfuhr der elektro⸗ 
homöopathiſchen Heilmittel des Grafen Mattei. 

8. Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern und des Handels vom 
17. Juli 1886 (R. G. Bl. Nr. 126). Verbot des Geheimmittels „Hopein“ und 
„Hopein⸗Beer“. 

9. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 2. October 1886, 
3. 14.741. Verbot der Specialitäten des Apothekers Joſef Fürſt in Prag: 
Gaſtrophan, Karolinenthaler Davidthee und Halspulver des Apothekers Praskowitz. 

10. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 13. October 1888, 
Z. 12.965. Verbot der „Homeriana“. 

11. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 31. December 1889, 
3: 24.277. Verbot des Geheimmittels „Sanjana“. 

12. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 8. April 1890, Z. 5312. 
Verbot der Warner'ſchen Safe⸗Cur⸗Artikel. 

13. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 29. Juli 1890, 
3. 14.582. Verbot der Arzneizubereitung „Aachener Thermenſalbe“. 

14. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 23. Auguſt 1890, 
3. 16.115. Verbot des Geheimmittels „Biſenitz Depuratifs“ von Ollivier in Paris. 

15. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 15. October 1890, 
3. 11.511. Verbot der Abgabe der Parai'ſchen Arzneizubereitungen. 

16. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 7. April 1891, 3. 1404. 
Verbot der „Marienbader Reductionspillen“. . { 

17. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 10. Mai 1891 ad 3. 2066. 
Verbot des Geheimmittels „Mentholin⸗Schnupfpulver“. ä 

18. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 16. Auguſt 1891, 
3. 16.460. Verbot der „Marienbader Entfettungspillen“. 

19. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 4. Februar 1892 
3. 9876. Verbot der von der Firma F. A. Richter & Comp. in Rudolſtadt er: 
zeugten, mit einer Anker⸗Schutzmarke verſehenen zuſammengeſetzten Arznei⸗ 
bereitungen: Anker⸗Pain Expeller, Anker -Stomakal, Auker⸗Loxapillen, Anker: 
Betel⸗Honig, Anker⸗Tamaroni, Anker⸗Kongo⸗Pillen, Anker⸗Kefir⸗Pillen, Anker⸗ 
Magenpulver, Anker-Sarſaparillian, Anker⸗Ferrola, Anker Inga⸗Paſtillen, Anker⸗ 
Mokva⸗Pillen. Anker Krakolos, Anker-Penagno-Paſtillen, Anker⸗Lagoſa⸗Salbe, 
Anker⸗Bolamo⸗Salbe, Anker⸗Flechtenſalbe. 

20. Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 29. September 1892 (R. G. Bl. Nr. 179). Verbot der Herſtellung, 
der Einfuhr und des Vertriebes des „Weismann'ſchen Schlagwaſſers“, der Ein- 
fuhr und des Vertriebes des „Oleum Baunfcheidt“ und des unter dem Namen 
„Lebenswecker“ in Verkehr gebrachten Scarifications⸗Inſtrumentes. 

21. Erläſſe des k. k. Miniſteriums des Innern vom 24. December 1893, 
3. 30.469, und vom 20. September 1894, Z. 20.067. Verbot des „Wunder: 
balſam“ und der „engliſchen Wunderſalbe“ von A. Thierry in Pregrada (Kroatien). 

22. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 9. Mai 1894, Z. 9003. 
Verbot des „Dr. Spudäus⸗Lebensbalſam“. 

23. Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern, der Finanzen und des 
Handels vom 17. Juni 1894 (R. G. Bl. Nr. 135). Verbot der Einfuhr und des 
Vertriebes der Brandt'ſchen Schweizer⸗Pillen jeder Art. 

24. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. November 1894, 
3. 28.011. Verbot von „William's poröſem Pflaſter“. j 

25. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 23. März 1895, 3. 6577. 
Verbot des „Ringelhard⸗Glöckner'ſchen Wund⸗ und Heilpflaſters“. 

26. Verordnung der k. k. Miniſterien des Innern und des Handels vom 
13. October 1897 (R. G. Bl. Nr. 239). Verbot des Verkaufes und der Anwendung 
des „Japaniſchen Sternanis“ (Skimmifrüchte) zu arzneilichen Zwecken und Genuß⸗ 
mitteln aller Art. 

27. Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 17. Juni 1898, 
Z. 15.478. Verbot der von der Firma „The Koenig Medicine Co.“ in Chicago 


(Generalagentur in Frankfurt a. M.) in Vertrieb geſetzten, mit Beifügung des 
Namens Koenig verſehenen Heilmittel, insbeſonders Koenigs Nervenſtärker, 
Eiſenelixir, Eiſenpillen, Kräuterpillen. (V. Bl. d. J. M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes be— 
kleideten Statthaltereirathe bei der Statthalterei in Graz Dr. Fz. Lautner 
anläßlich deſſen Penſionirung die allerhöchſte Zufriedenheit bekanntgeben laſſen. 

Se. Majeſtät haben dem Landes Regierungsſecretär in Klagenfurt Franz 
Mayrhofer v. Grünbühel den Titel und Charakter eines Bezirkshaupt⸗ 
mannes verliehen. 9 i 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel eines Conſuls bekleideten Viceconſul 
Georg Freih. v. Rodich den Titel eines Legationsſecretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Ueberſetzung des Vorſtandes der Forſt⸗ und 
Domänendirection in Salzburg Oberforſtrathes Michael Stain inger nach 
Görz genehmigt und demſelben tarfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes 
verliehen. 

i Se. Majeſtät haben den Vorſtand der Forſtabtheilung der Direction der 
Güter des Bukowinager griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonds in Czernowitz Ober⸗ 
forſtrath Julius Krutter zum Vorſtande der Forſt- und Domänendirection in 
Salzburg ernannt und demſelben taxfrei den Titel und Charakter eines Hof- 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Statthalterei in Wien 
Fz. Leeb anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Amanuenſis an der Univerſitäts⸗Bibliothek in 
Graz Dr. Ferd. Eichler den Titel und Charakter eines Scriptors verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Ingenieure Joſef Ludwig und Fz. Sb zu Oberingenieuren und den Bau: 
adjuncten Iſaak Kleiner zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Schleſien 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Robert Pliſchke des Staatsbaudienſtes in Tirol zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Joh. Leiß zum Rechnungsrathe bei der Statthalterei in 
Innsbruck ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Elias Finkelſtein und Hermann Kobbe zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt in der Bukowina ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieuer Aeneas Nikolie zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Dalmatien ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Praktikanten an der 
Univerfitäts⸗Bibliothek in Wien Dr. Karl Tomaſchek Edlen v. Stratowa 
zum Amanuenſis daſelbſt ernannt. 4 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Ladisl. Kolbuszewski 
zum Oberrechnungsrathe der Finanz Landesdirection in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterial⸗Concipiſten im Finanzminiſterium 
Dr. Oskar Beckmann zum Seeretär der Lotto⸗Gefällsdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zollamtsverwalter Heinrich Riedl in Seiden⸗ 
berg zum Zoll⸗Oberamtsverwalter in der VIII. Rangsclaſſe beim Hauptzollamte 
in Bodenbach⸗Teſchen ernannt und den Zoll-Obercontrolor Joh. Richter in 
Bodenbach Zeichen ad personam in die VIII. Rangsclaſſe befördert. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Tabakhauptfabrik in Fürſten⸗ 
feld Franz Krebs zum Director der Tabakfabrik in Stein und den Controlor 
Alois Neubaur in Joachimsthal zum Director der Tabakfabrik daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Perſonalſtande der Finanzprocuratur in Graz 
den proviſoriſchen Finanzprocuraturs⸗Concipiſten Dr. Eduard Preſchern und 
den Concipienten Dr. Adolf Hlavas Edlen v. Rechtwall zu Finanzprocu⸗ 
raturs⸗Concipiſten ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz-Obercommiſſär Adalbert Borkowski, 
den Steuer⸗Oberinſpector Leop. Hipp und den mit Titel und Charakter eines 
Finanzrathes bekleideten Finanzſecretär Dr. Robert Böhm zu Finanzräthen, 
ferner den Steuer-Oberinſpector Julius Lauter zum Finanzſecretär und den 
Steuerinſpector Heinr. Wlaſak zum Steuer⸗Oberinſpector der n. o. Finanz: 
Landesdirection ernannt. . 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Adjuncten der Finanz: 
procuratur in Graz Dr. Max Mihurko zum Finanzprocuraturs⸗Secretär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concipienten der Finanzprocuratur in Wien 
Dr. Iz. Ritter Langer v. Edenberg zum Finanzprocuratur⸗Concipiſten der 
Finanzprocuratur in Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 


Veterinärconcipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell Bezirks⸗ 
thierarztesſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Landesregierung in Salz⸗ 
burg bis 20. September. (Amtsblatt Nr. 197.) 


Dr Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 71 und 72 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


